
Uwe-Jens Heuer 
Marxistische Theorie und Demokratie 

Der Sozialismus - wahrscheinlich wäre es besser. von Frühsozialismus zu sprechen 
- befindet sich in einer tiefen Krise: Viele Fragen müssen neu gestellt werden. 
Antworten werden verlangt. wo kaum Fragen klar sind. Theorie ist immer dann am 
schwierigsten zu machen, wenn sie am nötigsten ist. Die größten Defizite liegen 
dabei - praktisch wie theoretisch - im Bereich Jer Ökonomie und der Demokratie. 
Marxistische Demokratietheorie muß sich diesen Fragen stellen. 
Dabei ist der Marxismus nichts Endgültiges, sondern die von Marx ausgelöste und 
sich auf ihn be~iehende theoretische Bewegung, in der es Fortschritt, aber auch 
Stagnation und selbst Rückschritt gibt. Die Vorstellungen über Demokratie waren 
in den sozialistischen Ländern bis in die jüngste Zeit noch vom Erbe Stalins 
beeinflußt. In der DDR - die hier im Mittelpunkt stehen soll - spielte dabei die 
Konzeption Karl Polaks eine wesentliche Rolle. Sein Werk gewann vornehmlich seit 
der Babelsberger Konferenz von '958 bestimmenden Einfluß. 
Der Ursprung seiner Kon:Leption war die berechtigte lind notwendige Auseinan­
derserz.ung mit dem bürgerlichen Staat. mir dem Erbe des deutschen Obrigkeits­
staates, die grundsätzliche Hervorhebung des prinzipiell Neuanigen des sozialisti­
schen Staates ohne Klassenanragonismus. Diese Auseinandersetzung W3r geprägt 
vom Klima des kalten Krieges, von der Isolierung der DDR, die ihre Existenz von 
Anfang an gegen eine übermächtige Bundesrepublik Deutschland behaupten 
mußte. Die Polaksche Konzeption stellte dem Klassenantagonismus die Identität 
der Interessen von Indi\'iduum. K.lassen, Gesellschaft und Staat gegenüber. Das 
Ideal der Pariser Kommune führte zu solchen Formulierungen wie der. daß in der 
sozialistischen Gesellschaft .Staat und Volk, Gesellschaft und Individuum eins 
geworden sind«.' Widersprüche der neuen Gesellschaft wurden prinzipiell geleug­
net, die Dialektik war wesentlich nur eine Dialektik vorn Kapitalistischem und 
Sozialistiscbem, nicht eine Dialektik des Sozialismus. Diese Identitärskonzeption 
bOl keinen Ansatz für spezifische DemokT3riefragestellungen, auch keinen Ansatz 
für eine spezifische RechlStheorie, für eine Bestimmung der Rolle des Rechts im 
Sozialismus. Leistungsprinzip li.nd Recht erschienen als zu überwindender Miß­
stand. 
Obwohl es vornehmlich seit der Mitte der sechziger Jahre. seit der Inangriffnahme 
ökonomischer Reformen immer wieder theoretische Auseinanderserz.ungen um 
dieses Herangehen gab, wurde es von - administrativ - führenden Staats- und 
Rechtswissenschaftlern bis in die letzten Jahre fortgeführt. TrOtz der immer deutli­
cher zu Tage tretenden Verschärfung der inneren Widersprüche wurden sie empha­
tisch geleugnet, wurde die Identirät von Demokratie und Diktatur verfochten, 
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wurde das Recht als Maß der Politik negiert, Machtausübung und formale Spielre­
geln einander gegenübergestellt.' 
Sicherlich haHe in der DDR ungeachtet dieser theoretischen Positionen Demokra­

tiepraxis und Rechtsgestaltung - nichr zuletzt wegen der stärkeren juristischen 
Tradition, aber auch der spezifischen Lage der DDR, also paradoxerweise derselben 
Ursachen, auf die sich der Kampf gegen das .bürgerliche Recht« stützte - in vielem, 

es sei nur das Arbeits- und Familienrecht genannt, einen höheren Stand als in 
anderen sozialistischen Ländern, auch manches Vorbildliche gegenüber der BRD. 
Aber die ideologische, administrativ gestützte Herrschaft der Identirlirskonzeption 

versperrre den Weg zu den gerade unter den spez.ifischen Bedingungen der DDR 
immer dringlicher werdenden grundlegenden Reformen, verschloß einen Ausweg 
aus der heranreifenden Krise. Nicht realisierbare Utopien schlugen in Konservatis­

mus, immer mehr auch in Defaitismus um. »Der Traum von der herrschafrsJosen 
Gesellschaft ist, wenn taktisch aufgefaßt, das sicherste Mittel, ihn nicht zu verwirkli­
chen.«! 

Mit den sich verschärfenden Widerspruchen wuchs auch der Wille, die Auseinan­

dersetzung mit der herrschenden Konzeption zu führen. Dabei wurde der Haupt­
weg dieser Auseinandersctzung im Angriff auf die theoretischen Wurz.eln gesehen . 
Die Identitärskonzeprion trat als m:uxistische Konzeption auf, berief sich auf 
Lenins »Staat und Revolution«, auf den Entwurf der Pariser Kommune von Man:. 

Anfang 1986 wurden in einer Diskussion um Kar! Polak die unterschiedlichen 
Positionen deudich. 4 Ich versuchte mit meinem t989 erschienen Buch "Marxismus 
und Demokratie« die historische Entwicklung marxistischen Demokrariedenkens 
darzustellen und so der herrschenden Meinung den Boden ihres eklektisch-dogma­

tischen Vorgehens wegzuziehen.' Ich meine, daß vieles von dem hier Entwickeletn 
noch heute Bestand hat, aber einiges auch neu und anders, zum Teil radikal anders 

gesehen werden muß. 
Marx und Engels waren von Anfang an vom Individuum ausgegangen, von der 
Notwendigkeit, die seiner Entfaltung entgegenstehenden Hindernisse zu beseitigen. 
In dieser humanistischen, auf dem Erbe alles Fortschrittlichen beruhenden Aus­
gangsposition gab es keine Differenz zwischen dem jungen und dem aleen Marx. Ihr 

Demokratieverständnis war ohne die AulKlarong, ohne die Revolution von 1789 
nicht denkbar. Marx und Engels hatten ihren Weg in der demokr:uischen Bewegung 
als Strciter für die Interessen der Individuen, für die demokratischen Bedürfnisse des 
Volkes gegen Zensur und Bürokratie begonnen: »In der Demokratie erscheint die 

Verfassung selbst nur als eine Bestimmung, und zwar Selbstbestimmung des Vol­
kes«, schrieb Marx 1843.6 

Aber nur wenige Monate später vollzog Marx die kopernikanische Wende, sah er 
die Grundlage des Staates im Privateigentum, ging es niche mehr um eine nur 
politische, sondern um eine soziale Revolution, war der eigentliche Gegner nicht der 
Staat, sondern das kapitalistische Privateigentum. Seine Beseitigung konnte nur das 
Werk des Proletariats scin. Die Befreiung der Klasse war Voraussetzung für die 
Befreiung des Individuums. 

> Elc\"ß< h,~ ... ,u b,', U .. J . Heu <r, M.,x,smu, und Dffllok..lI<, Betl,n '9S9. S.361 [r. <; 16<">11. 

E. Bloch, D.H P"nZlp Hoflnuflg, F",nkfuT\.m Maln '971, Bd.~, S.670. 
4 E.PoppelW. WelChd! , U.·J . H euer, K .. H.Schöneburg. K.·H,Röd~r , K.A.Mollnou, on: E.Poppel 

S. W.ichcl!. Karl Polaks Beung zur Htr.lusbildung einer m,nnsusch·lenmlSlI,chen Sl.1>U- und Rech!s· 
wlssenscbaft In der DDR.. Bulin 1987 (SII2Ung,bcnc.hlc der AclW der DDR J 9861 J I G). 

I U.-j. Heutr, M'Nl,mus und DemoKrloe, Berlin 1,89. 
6 K. Mar:<, F. Engd., Werk. (M E'W), ßd. J. Berlin '970. S. 0 J r. 
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200 Mit der neuen Gesellschaftsordnung olme Privateigentum, dem Kommunismus. 
würde auch der Staat bald absterben. Nur für den Sozialismus, als Übergangsphase, 
war er als Diktatur des Proletariats noch erforderlich. Das bedeutsamste Ereignis für 
die EnTWicklung der Vorstellungen von Mar)! und Engels über die Nachfolge des 
gestürz.ten Ausbeurersraares war die Pariser Kommune. In ihrer Beseitigung des 
stehenden Heeres. der Polizei. ihrer VoJksbewaffnung. ihrer Angleichung aller 
Gehälter an den Arbeiterlohn, mit einem Worr ihrer Beseitigung der besonderen 

Staatsmaschine, erblickten sie die Gewährleistung des Absterbens des Staates. 
Deshalb schrieb auch Engels in einem Brief an August Bebel vom 18.128. März 1875 
davon. daß die Kommune kein Staat im eigentlichen Sinne mehr sei. 
Eine prinzipiell neue politische Form der .Sclbstregierung der Produzenten«7 war 
Gegenstand der wehhistorisch neuen Konzeption. Eine politische Form ohne 
besonderen Staatsappar~t. die kein Staat im eigendichen Sinne mehr war. bot 
allerdings auch keinen Raum mehr für die Frage nach beson.deren politischen 
WIdersprüchen. nach Demokratie als Verhältnis von Volk und StaaL Der Begriff der 
Demokr;nie wurde für die Charakterisierung der neuen Ordnung nicht benötigt. Sie 

war eine Kategorie des ßesrehenden, vom Proletariat zu nUtzen. aber mit seinem 
Sieg aufzuheben. 
Die deutSche Sozialdemokratie, führende Partei der 2.1nrernaUonale, mußte sich 
mit der ökonomischen und politischen Veränderung des Kapitalismus auseinander­
setzen. Nach dem Tode von Engels, der unbestrittenen Autorität, kam die Gegen­
sätzlichkeit der Standpunhe schnell zum Ausbruch. Bernstein ging von einer 
stiindigen Entfaltung der Demokratie aus. Demokratie hieße »jedcsmal soviel 

Herrschaft der Arbeiterklasse. als diese nach ihrer intellektuellen Reife um dem 
Höhegrad der wirtschaftlichen EnTWicklung überhaupt auszuüben (ähig istu . 
Kautsky bestand in seiner Auscinandersetwng mit Bernstein auf der naturnOTWen­
digen Zwangsläufigkeit des Zusammenbruchs des bestehenden Systems auf der 

Grundlage der Entwicklung der Produktivkräfte. des W;\chstums des Proletariats 

und damit des Wachstums der revolutionären Kraft. Gerade deshalb fühn:e er die 
Auseinandersetzung mit Bernstein auf dem Feld der Ökonomie. nicht auf dem Feld 
der Politik. 8 

Rosa Luxemburg dagegen griff die Vorstellung Bernsteins von einer ununterbroche­
nen Entwicklung der Demokratie an. wobei sie gleichzeitig den Wert der "demokra­
tischen Ingredienzien des Staatswesens"". entsprechender politischer Fornlen, her­
vorhob. also erstmalig bürgerliche Demokratie als System und bürgerlich-demokra­
tische, zu bewahrende Formen unterschied. Später - in einer Auseinandersetzung 
mie Lenin und Trotzki - sprach sie vom sozialen Kern der bürgerlichen Demokratie 
und der »süßen Schale der formalen Gleichheit und Freiheit .... aber nicht um diese l.U 

verwerfen. sondern um sie mit neuem sozialen Inhalt zu füllen. anstelle der 
bürgerlichen eine sozialistische Demokratie zu schaffen.9 

Einen anderen Weg ging Lenin. In seinem Werk wurde die marxistische Theorie 
erstmalig zum Instrument der unmittelbaren Vorbereitung der Revolution. Für 
Leni n stand im Zentrum der Demokratie das Bündnis mit den Bauern als der großen 
Mehrheit der Bevölkerung des russischen Reiches. Tm Unter~chied zur deutschen 
Sozialdemokratie nahm Lenin den Marxschen Entwurf der Pariser Kommune 
wieder aue Die Ersetzung der bürgerlichen Macht durch eine vollständige Demo-

7 MEW Bd. '7. 8crlin '979. s. lJS 1.) Bd. H. B,·,lin ' 966• s. ,,8, Bd. '7. s. H9· 
S E. S.rmlCln. Vo"uss~l.7.ungcn des Soz .. li,mus und die Aufg3ben drr Soz,31dcmokr.>tlo, Stuug.rt ,ß99. 

s. VI. zu K. K.3utsky vgl. U.-J. Heurr (Fn. ». S., 18 H. 
9 R. Luxcmburg. GW, Bd.ll!. Bcr~n '970. $.4>1(1.. 8d. 4• Bulin '974 , $.)6!. 
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kratie verwandele den Staat ~in etwas, w~s eigen dich kein Staat mehr ist«, schrieb 

Lenin 1917 in ~Staat und Revolution«. Dieser "KommuneStaat<t, wie es in den 
Aprilthesen hieß, sollte das Absterben des Staates einleiten.'o 
Die revolutionäre SlOßkraft der Leninschen Thesen beförderte die Zerschlagung der 
alten Macht, der Aufbau der neuen Macht aber ging nicht den Weg der Kommune. 
Nach einer kurzen Periode des Aufbaus von Sowjets bestimmte die Notwendigkeit 
eines stehenden Heeres im Bürgerkrieg, hochbezahlrer Spezialisten, zentralisierter 
Volkswirtschaft die Herausbildung eines neuen Apparates. Ein Sozialismus ohne 

"St!Ut im eigentlichen Sinne" erwies sich nicht als realisierbar, Lenin setzte diese 
Enlwicklung mit aller Härte gegen die Kririk in den eigenen Reihen, nicht zuletzt 
Bucharins, durch . Dcr Staat war nicht erwünscht, aber notwendig. Deshalb aber, 

und auch das sah Lcnin, mußte die Demokratiefrage jetzt in bezug auf diesen Staat 

gestellt werden, vor allem, *um das Unkraut des Bürokratismus immer wieder und 
unennüdlich auszureißen« ." 

Die ungeheuren Schwierigkeiten, diesen Widerspruch unter den russischen Bedin­
gungen in der Isolierung zu bewältigen, wurden immer deudicher. Die NÖP (Neue 
Ökonomische Politik) von 1911 war der Weg eines ökonomischen Bündnisses mit 
den Bauern, eine geschlossene Antwort auf die Frage der Demokratie im Sozi~lis­

mus, der Verbindung von Massen und Staat wurde von Lenin nicht mehr vorge­
lege. 
Stalin hat diese Antwort nicht gegeben. Er h;lt darüber hinaus die Frage nicht mehr 
zugelassen . Seine Sozialismuskonzeption kannte keine inneren Widersprüche der 
neuen Ordnung, sah nur den Widerspruch zum äußeren Feind, ließ keinen Raum 
für die Fragen nach der Individualität, nach dem Erbe bürgerlich-demokratischer 
Formen, für eine spezifische Demokratiefragestellung, identifizierte Dikratur des 
ProletariatS und sozialistische Demokratie. Die Diktatur des PfOlet~riats wurde als 

»die durch kein GesClZ beschränkte und sich auf Gewalr stützende Herrschaft« 
charakterisiert, als ein System, bestehend aus lenkender Kr"ft, der Panei, der 
Avantgarde und Hebeln oder Transmissionen." 
Stalin konnte sich in vielem auf Lenin, kaum auf Marx berufen. Was aber bei Lenin 
noch Komprorniß, Taktik, Anpassung an die Notwendigkeit war, einen sozialisti­
schen Weg in einem kapitalistisch unentwickelten, für den Sozialismus nicht vorbe­
reiteten Lande einzuschlagen, das war bei Stalin ein in sich geschlossenes System, 
das praktisch und theoretisch keiner Änderung mehr offen stehen sollte. das eine 
demokralische Korrektur eben deshalb ausschloß, weil es sich für den Höhepunkt 
der Demokratie erklärte. 
Zur selben Zeit wurden, ausgelöst durch die deutschfaschistische Kriegsdrohung, 
Elemente einer neuen Demokratiekonzeption auf dem Vl1. Weltkongreß der Kom­
intern sichtbar. Sie waren vorbereitet vor allem durch Schlußfolgerungen der 
italienischen und französischen Partei, theoretisch besonders durch die Arbeiten 

Gramscis zum Verhältnis von Staat und bürgerlicher Gesellschaft. Der Kampf gegen 
den Faschismus, ein Zusammengehen "or allem mit der Sozialdemokratie forderten 
eine eindeutige Unterscheidung von Faschismus und bürgerlicher Demokratie, ein 
Bekenntnis zur Verteidigung der bürgerlich-demokratischen Freiheiten. "Die fa­
schisrischc Diktatur«, erklärte Wilhelm Florin auf der Brüsseler Konferenz der 
KPD, .hat den sozialdemokratischen Arbeitern ... Freiheiten und Rechte entrissen, 

'0 Lrnoo Werke ßd.ll. Berlin '960, S.4.\~. Bd.>4. Bt"rlin '?5'J. $. 6. 
" Lenlß Wuke nd . l ? Bcrltn 1960. S. ~66. 
) 1 J. $"Iin, I'ro.c.n cl" Le"'nlsmus. Mosluu '947, S. H. S. '48. 
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202 deren Verlust die organisierten Arbeiter am allerweoigsten überwinden können.~') 
Die traditionellen Vorbehalte der Partner, vor allem :tber die M:tSsenrepressalien in 
der UdSSR verhinderten durchgreifende Erfolge . 
Der Sieg im 1. Weltkrieg eröffnete praktisch wie theoretisch die Möglichkeit eines 
neuen Anfangs, ciner wirklichen Verbindung von Demokratie und Sozialismus. 
Georg Lukacs formulierte einen neuen Begriff der Demokr:t(ie als verbindenen 

Gedanken in den Besrrebungen der radikalen revolutionärc:n Demokratie und des 
Sozialismus: »Nur wenn alle realen formen der Abhängigkeit des Menschen durch 
den Menschen, der gesellschaftlichen Ungleichheit und Unfreiheit verschwinden, 
kann von Demokratie gesprochen werden .- Für Lukacs war »die Volksdemokratie 
ein aus der Demokratie herauswachsender Sozialismus«. " Die Kontinuität zu den 

bürgerlich-demokratischen Rechten sollte auch den werdenden Sozialismus bestim­
men, das war sein Anliegen, sicher auch bestimmt von dcn Erfahrungen der 30er 
Jahre in der Sowjetuoion, von der Einsicht in die lange Fortdauer des Staares. 
Die Erkenntnis, daß die Übernahme des politischen Systems der Sowjetunion einen 
Erfolg des Sozialismus auf deutschem Boden von vornherein ausschloß, war sicher­
lich auch bestimmend für die Erklärung im Aufruf des ZK der KPD vom 

tl.6. 1945 : ~ Wir sind der Auffassung, daß der Weg, Deutschland das Sowjetsyscem 
aufzuzwingen, falsch ware, denn dieser Weg entspricht nicht den gegenwärtigen 
Entwicklungsbedingungen in Deutschland.« Es ginge um die . AufrichtUng eines 
anrifaschistischen, demokratischen Regimes, einer parlamentarisch demokratischen 
Republik mit allen demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk. . Sie 
bestimmte auch die Konzeption des besonderen deutschen Weges zum Sozialismus, 

die Amon Ackermann 1946 veröffentlichte .'1 Der von den USA ausgelöste Kalte 
Krieg führte zu entsprechenden Reaktionen auf Seiten der UdSSR. Die Zielstellung, 
in den volksdemokr.atischcn Ländern und in der sowjetischen Besatzungszone einen 
tiefgreifend neuen Weg zum Sozialismus zu gehen, wurde aufgegeben. Viele prakti­

sche Besonderheiten blieben erhalten, wurden teilweise auch weiter ausgebaut, der 
neue Weg zur Verbindung von Demokr~tie und Soz.ialismus aber wurde versperrt, 

die Stalinsche Denkweise der Identität von Demokratie und Diktamr herrscbend. 
Ausgehend vom XX. Parteitag der KPdSU von 1956 gab es immer wieder neue 
Versuche eines grundlegend neuen Ansatzes. Der ersten Welle des Jahres J 956 folgte 
eine zweite Welle in den sechziger Jahren vom Dneuen ökonomischen System. in 

der DDR über die Winschaftsreformen der CSSR 1965, Ungarns 1968 bis z.Um 

Prager Frühling J 968, deren Ende durch den Einmarsch im August 1965 bestimmt 

war. Eine drine Erneuerungswelle begann 1985 in der UdSSR, die bisher sich immer 
wieder als konservative Kraft gezeigt hatte. Sie löstc einen Prozeß zuerst rheoreti­
sehen Umdenkens und dann sich immer mehr überschlagcnder Veränderungen aus, 
der auch heu tC noch nicht abgeschlossen ist und in seinen praktischen und theoreti­

schen Folgen nicht abgesehen werden kann. 
Den Ausgangspunkt dieses Umdenkens bildete die Einsicht, daß die Weh heute vor 
ungeheuren Problemen steht, die die Existenz. der Menschheit bedrohen, und von 
denen viele nur gemeinsam lösbar sind, an erster Stelle das Problem des Friedens . 
Gleic.hes wird zunehmend für die globalen Probleme der Umwelt und der Entwick­
lungsländer deutlich . Vor allem ausgehend vom neuen Denken und Handeln in der 

Sow;etuoion wuchs die Aussicht auf Erhaltung und Stärbmg des Friedens )n der 

• J Die ßrüssder Konfcrel1 (. der KPD. Buli" t97\. S. '97· 
.~ G. Lukics, Übtr .nSt"krall sch(· und demokrausche Wd,anschauung, Sinn und Form. '9SJIl. S. 36> L, 

G . Lukic<, Gelebtes Leben, Frn nkflJrl um M.rn 198 " S. ,8& . 
• j Dokument. zur Gesch.ch.< der SED, Bd. " ßcrl in '986, S. 7 fl., A. Ackermann. Gi b. es {'''' en besonde­

ren deutschen Weg Zum So~,.,lismus ?, Einh.l' '9-16/ .. 
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Welt. Zugleich wurde immer deudicher. daß. je mehr sich die friedliche Koexistenz 
festigt. je weniger der Kampf zweier SYStenle als Zentrum der Epoche gesehen 
werden kann, desto gewichtiger neue Widersprüche werden. Hierzu gehörren neben 
den vielfältigen neuen und alten nationalen Widersprüchen vor :Illern - damit 

übrigens eng verbunden - die durch das Bedürfnis der Menschen, besser zu leben. 
und durch Ihr demokratisches Bedürfnis. ihre Umwelt selbst zu bestimmen. ausge­
lösten Widersprüche. Je mehr jedenhlls in Europa der Alpdruek eines neuen 
Krieges verschwindet - wirklich oder auch nur scheinbar -. desto gebieterischer 
werden die Fragen ökonomischer Effektivitat und demokratischer Mitbestimmung 
gestellt. Die wissenschaftlich-technische Revolution stcllt immer höhere Anforde­

rungen an die Innovationskraft der VolkswirtSchaft. an die Fähigkeit. zahlreiche 

neue. effektivere Problemlösungen hervorzubringen und diese in den Reproduk­
tionsprozeß einzuführen. Dieser InnovarionskonkurTcnz. die gewalrige Anforde­
rungen an unternehrnerischc: Initiativen in den Betrieben stellte, war das administra­
tive Kommandosystem mir seiner Übermacht der zentralen staatlichen Leitung 
nicht gewachsen. Dies war auch eine - viellei<;ht sogar die entscheidcnde - Ursache 
für die Niederlage des SOLialismus. Die marxistische Demokratietheorie muß die 
Ergebnisse sOLialistischer Demokratiepraxis und marxistischer Demokratierneorie 
seit 19 [7. der ganzen Zeit dieses Frühsozialismus aufarbeiten und sich dabei nicht 
scheuen. die Frage LU stellen, was schon bei Lenin und auch bei Marx angelegt war, 
um in Irrwege zu führen oder jedenfalls nicht vor ihnen zu bewahren. 
Zum ersten hat die bisherige Erfahrung des Sozialismus eindeutig gezeigt, daß die 
Annahme eines raschen Absterbens des Staates eine Illusion und noch dazu eine 
gefahrliehe Illusion war. Marx hatte mir Recht auf die Übel hingewiesen, die das 
Ergebnis des Privateigentums waren. Ich meine, daß negative Erfahrungen des 
SozialisJl1us die MarAsche Kritik des Privateigentums nicht widerlegen. Wenn der 

Kapitalismus heUle in einigen - keineswegs in allen - Ländern ein anderes Gesicht 
trägt als der von Marx analysierte Kapitalismus, wenn die Demokratie in diesen 
Ländern eine neue Qualität gewonnen hat, so ist dies in erster Linie dem Kampf der 
Arbeiterbewegung und auch dem Weltbewerbsdruck des Sozialismus geschuldet. 
Zugleich hat aber die Geschichte der sozialistischen Staaten deutlich gemacht, daß 
die Beseitigung des kapit~listischen Privateigentums nicht. wie Man: dies angenom­
men halte, zum Absterben des Staates fühne. daß im Gegenteil der Staat in der 
Gesellschaft einen immer größeren Platz einnahm. die Verstaatlichung der Gesell­
schaft einen Höhepunkt in den dreißiger Jahren erreichte, Grundlage dieser Macht 
des Staates war das staatliche Eigenrum an den Produktionsmitteln. Die Klassen­
herrschaft als Herrschaft einer Klasse war weggefallen, nicht aber die Macht. nicht 
aber der Staat.'· An die Stelle des Widerspruchs von Ausbeutern und Ausgebeuteten 

trat der Widerspruch von Volk und Staat, einem Staat. der nicht Staat einer 
Ausbeuterklasse ist, aber immer noch Staat, in gewisser Weise sogar mehr Staat als je 
ein Staat zuvor, An die Stelle der vom Privateigentum hervorgebrachten Übel waren 
andere getreten, die mit der Übermacht des Staates verbunden waren. 
Zu ihnen zählte vor allem der Bürokr~tismus. Man: h:me an ihm scharfe Kritik 
geübt, hatte ihm den Entwurf der Pariser Kommune entgegengestellt. Die Verfech­
ter der ldentitätskonzeption beriefen sich auf diesen Entwurf und seine angebliche 

Verwirklichung. um die Gefahren dcs Bürokratismus ~u leugnen. Tatsachlich aber 

16 w, Horrn,nn hat m 'mer '967 erstmals publiZIerten Arbeu auf den Un terSclncd "On l-IerrSch.rt und 
Machl hHlgcwre .. n. Henschahson.\nung bcn,h< ,uf Vcrrrbung sOl.la ler M,cht, sc'' Kb., smhcrrsch.lt. 
DabeI umerschelde , ,,h Hcrrschahsordoung vOn Machtordnung dem Inhalt nach. Jedoch mcht nOtwen­
dig .uch nach ,hren formen oder nach der . Milde. der M,ch •• u<übung (W. Hofmann , W" '" 
Slllimsmus?, HCllbronn '9S4. S. 30 1.). 
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2°4 mußte die mit dem sta:ltlichen Eigentum an dcn Produktionsmitteln verbundene 
Verstaatlichung der Gesellschaft den Bürokratismus wr Hauptgdahr des politi­
schen Systems machen. Scin Anwachsen ergab sich aus der inneren Tendenz des 
Zentralismus, sich weiter w entfalten, aus der Falle einer Administration, die sich 
selbst reproduziert. In eincm administrativ beherrschten System führen abnehmen­

der Gestaltungswille und abnehmende Gestahungskraft der Zentrale nicht zum 
Anwachsen der Innovationskraf1 der Gesellschaft, sondern zur Stagnation. 
Das große Gewicht staatlicher Leirung im Sozialismus bedeutet zweitens, daß die 
Demokratiefrage jetzt in bewg auf den sozialistischen Staat, in bezug ~uf seinen 
Apparat gestellt werden muß. Bürgerliche Demokratie bezieht sich auf den bürgerli­
chen Staar, sozialistische Demokratie auf den sozialistischen Staat. Gerade weil der 
Staat hier eine erheblich größere Rolle spielt, ist die Demokratiefrage im Sozialismus 
nicht von geringerer, sondern von 91eit größerer Bedeutung als im Kapitalismus. Mit 
dem Wegfall des Privateigenrums wurde die Demokratiefrage zur zentralen Frage 
der Gesellschaft. Das Maß der Demokratie als der individuellen und kollektiven 
Entscheidung über die eigenen Angelegenheiten ist im Sozialismus vor allem d:lS 
Maß des EinOusscs der Massen, d . h. der Einzelnen und der Kollekrive auf die 
Entscheidungen des sozialistischen Staates. Der Widerspruch von Massen und 
eigenem Staat ist der politische Grundwiderspruch des Soz.ialismus. Dieser Wider­

spruch ist 1989 unübersehbar aufgebrochen. Die mangelnde Bereitschaft der politi­
schen Führung und ihrer ideologischen Verteidiger, einen solchen Widerspruch zu 
akzeptieren, Bewegungsformen für ihn z.u schaHen, hat dazu geführt, daß der 
Sozialismus selbst in Frage gestellt wurde. 
Mit diesen Thesen meines Buches konnte ich mich durchaus auf Marx und Lenin 

bez.iehen. Heute halte ich es allerdings für erforderlich, weitere Fragen aufzuwerfen. 
Das betriffr einmal die führende Rolle der Partei. Durch die Volksbewegung wurde 
die alre Führung gestürzT. Aber sie hat in ihre Niederlage die Partei und das Land 
hineingerissen. Wir müssen diese Zeit theoretisch aufarbeiten und versuchen, der 
Niederlage einen theoretischen Gewinn abzuzwingen . 
Ich war davon ausgegangen, daß die eigentliche Grundfrage die Demokratie in der 

Partei sei. Eine umgestaltete demokratisierte marxistische Partei sollte die Gesell­

sch3ft führen . Es gab in der SED eine starke demokratische Opposition, aber diese 
Opposition war nicht in der Lage, die Politik der Paneiführung zu beeinflussen, 
geschweige denn, sie zu smrzen. Die Wende kam nicht aus der Pareei, sondern von 
außen. Erst eine Volksbewegung außerhalb der Panei konnte den Umsturz bewir­

ken. In den anderen Ländern vollzogen sich ähnliche Prozesse, selbst in der 
Sowjewnion erweise sich die Revolution von oben als letztlich unfähig, allein den 
erforderlichen Umwälzungsprozeß zu sichern . Offenbar, so möchte ich schlußfol­
gern, ist ein politisches System, das auf dem Machtmonopol einer Partei beruht, den 
Anforderungen einer modernen Gesellschaft nicht gewachsen. Die Gesellsch;lf( 
bedarf einer differenziereen politischen Artikulation. Zum Verständnis der Notwen­

digkeit dieses politischen Pluralismus bedarf es nach meiner Ansicht vor allem einer 

Überprüfung des marxistischen Begreifens der »bürgerlichen Gesellschaft" in ihrem 
Verhältnis zum Staat. 
An den Anfang möchte ich die These stellen, daß Marx Hegels Verständnis der 
bürgerlichen Gesellschaft verkürzt hat lind daß die Rezeption dieser Auffassung 

dazu beigetragen hat, den Weg zu einem demokratischen Sozialismusverständnis zu 
versperren. Hege! hatte in seiner Rechtsphilosophie der Darstellung der bürgerli­
chen Gesellschaft einen hervorragenden Platz eingeräumt. Sie sei die Dif(eren:t., 
welche zwischen die Familie und dcn Staat triH. »In der bürgerlichen Gesellschaft ist 
jeder sich Zweck, alles andere ist ihm nichts.« Die bürgerliche Gesellschaft enthält 
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damit drei Momente, die Vermittlung des Bedürfnisses des Einzelnen durch die 
eigene Arbeit und durch die Arbe;t und Befriedigung der Bedürfnisse aller übrigen 

als System der Bedürfnisse, den Schutz des Eigentums durch die Rechtspflege und 

die Vorsorge gegen Zufälligkeit und Besorgung der besonderen Interessen durch 
Polizei und Korporation. Hegel stelle dieser bürgerlichen Gesellschaft den Staat als 
das an und für sich Vernünftige gegenüber und kritisiert die Verwechslung von Staat 
und bürgerlicher Gesellschaft, die Bestimmung des Staates als Sicherheit und Schutz 
des Eigentums und der persönlichen Rechte.'7 Mit dieser Trennung hat Hege! das 

Resultat der bürgerlichen Revolution in das Bewußtsein gehoben: die Entstehung 

einer entpolitisierten Gesellschaft durch die Zentralisierung der Politik und die 
Verlagerung ihres Schwerpunktes auf die Ökonomie. , I 

Marx knüpfte in seiner Kritik des Hegelschen Staatsrechts 1843 an diese Trennung 
der bürgerlichen GeseUschaft und des politischen Staates als verschiedener Splüiren 

an. Das Tiefere bei Hegel läge darin, »daß er die Trennung der bürgerlichen 
Gesellschaft und der politischen als einen Widersprucn empfindet «. Der unver­
fälschte Ausdruck dieses Widerspruchs sei die repräsentative Verfassung, also die 
bürgerliche Demokratie. Hegel begnüge sich dagegen mit dem Schein seiner Auflö­
sung, etwa millels der Stände oder der Bürokratie. Aber in der Bürokratie würde das 
Allgemeine nur in Gedanken, nich! in Wirklichkeit zum besonderen Interesse. Für 

Man< wird dieser Widerspruch nur dadurch aufgelöst, daß die Souveränität des 
Monarchen durch die des Volkes ersetz! wird , daß die bürgerliche Gesellschaft 

massenweise in die gesetzgebende Gewalt eindringt, daß schließlich die bürgerliche 
Gesellschaft ihr politisches Dasein als inr wahres, ihr bürgerliches Dasein damit 

zugleich als unwesentlich setzt und sowohl der abstrakte politische Staat als auch die 
bürgerliche Gesellschaft ihre Auflösung fordere.'9 Damit ist - wie Marx wenig 

später in der Judcnfrage schrieb - die Konstitution des politischen Staates und die 
Auflösung der bürgerlichen Gesellschaft in die unabhängigen Individuen, deren 
Verhältnis das Recht ist, sind egoistisches Individuum und Staatsbürger gleicherma­
ßen aufgehoben, ist die menschliche Emanzipation vollbracht. W 

Mit diesem Herangehen hatte sich Marx aber die Möglichkeit genommen, anknüp­

fend an die ~scheinbaren ~ Vermittlungen bei Hegel, demokratische Aspekte der 
bürgerlichen Gesellschaft aufzudecken . Sie wurde auf den Bereich des »Egoismus« 
reduziert. Das wurde ganz deutlich im VorwOrt zur Kritik der Politischen Ökono­
mie von d?S 8/59. Dort wurden die Rechtsverhältnisse und Staatsformen aus den 
materiellen Lebensverh~ltnissen abgeleitet, deren Gesamtheit Hegel unter dem 
Namen »biirgerliche Gesellschaft~ zusammengcfaßt hatte, deren Anatomie aber in 
der politischen Ökonomie zu suchen sei." Die weltgeschichtlich neue Einsicht von 

Marx und Engels harte darin bestanden , daß Vorausserzung des Sturzes des Staates 
die Beseitigung des Privateigentums war. Diese materialistische Konzeption wurde 
mit aller Entschiedenheit, ja Überspitztheit verfocheen und schränkte so den Blick 
auf die Differenziercheie der politischen Strukturen, auf die inneren Prozes~e des 
politischen Lebens ein . Trorz so ausgezeichner.cr politikwissenschafdicher Arbeiten 
wie des »Achtzehnten ßrumairc« ist ein bestimmter ~Ökonomismus« nicht zu 
leugnen, der dazu führte, daß vieles, was zwischen Ökonomie und Seaat vermittelt, 

'7 G. W. F. Hegel, GrundlinIen der PhilosophIe d •• Rech,s oder N,IUlTech, und S'l.l"wmeoscha(, Im 

Grundnm, B.rlin '98" S.lLO, S. >26, S. 178 (§ ,al. § IS8. § IJ8 ). 
18 M. Riedei, m: Mltcrulicn Zu Hcgds Rcch,sphilo.sophi<, Sd. 2 , herausgegeben von M. Ri.dcl, FrlJlkfun 

am Mam '974. S. 16). 

' 9 MEW Bd. I, S. '71. S.179, S. '72, S.l47, S. '10, S. l)O. S. )14 . S. )17· 
10 Elx-nd., S. )69 (. 
" MEW Bd. '3, Berlin J97I, S. S. 
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unterbewertet wird, indem die bürgerliche Gesellschaft auf Egoismus, Privateigen­
tum und Klassenkonflikr reduziert wird ." 
Dieses Herangehen spielte lange Zeit im marxistischen Denken etwa bei K. Kautsky, 
aber auch bei den russischen Marxisten eine wesenrliche Rolle. Eine wesenclich neue 

Sicht entwickelee A. Gramsei in der Auseinandersetz.ung vor allem mir Bucharin. 
Seine Polemik richtetc sich gegen das ökonomislische »naturgeset:diche~ Herange­
hen . Aus den Erfahrungen der revolutionären Nachkriegskrise in Wesecuropa und 
der Machtergreifung des Faschismus leitete er das Bild vom Bewegungskrieg 
(Rußland) und Stellungskrieg (Westen) ab. Im Osten sei mit der Beseitigung des 
Staates als Zwangsapparat alles emschieden worden, weil die bürgerliche Gesell­

schaft - hierunter verstand er Schulen. Universitäten, Akademien, Massenvereini­
gungen, Arbeirsorganis:nionen, Gewerkschafcen, die btholische Kirche - kaum 
enrwickelt war. .Im Osten war der Staat alles, die bürgerliche Gesellschaft steckte in 
ihren Anfängen, und ihre Konturen waren fließend. Im Westen herrschte zwischen 
Staat und bürgerlicher Gesellschaft ein ausgewogenes Verhälrnis, und , erzitterte der 

Staat, so entdeckte man sofort die kräftige StrukTUr der bürgerlichen Gesell­
schaft.« ') 

Mit diesem Herangehen ist nicht nur eine neue Betrachtung der kapjtalistischen 
Gesellschaft ermöglicht. Es geht zugleich um eine Ncubewercung demokrat ischer 
Traditionen für den Sozialismus. Die Prinzipien der »fonnalen. Demokratie wer­
den nicht einfach als notwendiges Produkt des Kapitalismus verstanden (Cohen) . 
Die bürgerliche Gesellschaft, verstanden als Komplex nicht staatlicher Akcivitäten 
in ökonomischer und kultureller Produktion, H.aushalt und freiwilligen Vereinigun­
gen, muß staatlich garantiert werden, ist aber nicht notwendig von der W~renpro­
duktion dominien (Keane)!l Habermas entwickelt die Notwendigkeit, Geld- und 
Machrkreisläufe von Ökonomie und öf{endicher Verwalcung einz.udämmen und 

zugleich zu trennen von den kommunikativ strukturierten Handlungsbereichen des 

privaten Lebens und der spontanen Öffentlichkeir. ~In einer Demokratie. die diesen 

Namen verdient, müssen die rechtlich institutionalisierten, die .erfaßten, politischen 
WilJcnsbildungsprozesse - einschließlich der Wählervoten - ri.ickgekoppelt seil) an, 
und porös bleiben für, eine nicht verfaßte, möglichst ~rgumentativ gesteuerte 
Meinungsbildung. Dazu bedürfte es eines Netzes freier Assoziationen unterhalb der 
Organisationsebene verstaatlichter Parteien. vermachteter Medien, abhängiger Jn­
teresseoverbände usw ... ' \ 
Es ist offensichtlich, daß ein solches He.r~ngehen auch das Recht aus seiner 
einseitigen Bindung an d;ls egoistische Individuum, an den Kapitalismus befreit, wie 
sie sich jedenfalls beim jungen Marx fand und wie sie bei Polak ihre konsequente 
Formulierung erhielt. Die abstrakte normative Methode, so schrieb er, sei .. die 
bürgerliche Methode, Fleisch vom Fleische der bürgerlichen Staatsmacht < •. Es ging 

Polak um die Beseitigung des bürgerlichen Rechtsbewußtseins. des bürgerlichen 
Rechts, der ~bcdcutcnds(cn und festgefügtesten Bastion der bürgerlichen Gesell­

schaft., um so den Weg zum K.ommunismus, einer Gesellschaft ohne Recht, 
freizumachen.'6 Solange der Staat bestehr, iSI das Recht notwendiger Vermittler 

H J. Ke.1Jlc, Drmocracy ,nd Civil SOCJelY, London-New Vork '988, S. SS . Vgl. .uch A. W. Gnuldncr, Th. 
'wo M3r,,,,mu,, Nc\V York 198o, S. 356. 

1) A. GramSC L, Zu I'olilik, Gcsch,~h,c und Kultur, LC'P"'~ 1980, S . l71 f. 
24 J. l.Cohcn, CI,,, .nd Civil SOC'ClY : Thc L,m,LS of M,n<l2n Crn,c,1 Thcory. Amh~r:sl '982,5, 49 . 

J. Ke.nc (Fn. 11), 5. '4, 5.6) . 
's J. H.bermas. Produkllvk~, Kommunik.lIon. Sinn und Fonn '9S,/6, S. ao) I. Vgl. auch J. H,b,-rmJs. 

Theone de, kommunibuvcn Handdns. Bd . l, FrllJkfurl.m M~,n 1,8" S. 44911. 
16 K. M.rx sehncb In der Judenfrage: . Ke,m""< d~r ,ogen,nn,cn Mell,chcnrcch'r g('hl also übtr <Im 

cgOlsnschen Mensch~n hln.1US' (M EW Bd. I, S. )66): K. Polak, Zur Di.!rk,ik (fn . I). S. 10'; K. l'obk. 
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zwischen Staat und Gesellschaft. sind subjektive Rechte unentbehrlich für Entfal­

tung der Individualität. "Bürgerliche Gesellschaf1~ ist ohne Recht undenkbar. 
In den Jahren 1980/81 cntwickehe die Solidarnosc in Polen Überlegungen zur 
»bürgerlichen Gesellschaft« im Sozialismus. Die Gesellschaft sollre sich als demo­

kratische Bewegung organisieren und außerhalb der Grenzen der Institutionen des 
totalitären Staates wirksam werden (Kuron). Die Idee der Wiederherstellung der 
»bürgerlichen Gesellschafr~ durch Herrschaft des Rechrs und Garantie der Bürger­

rechte. eine freie öffentliche Sphäre und eine Pluralität unabhängiger Vereinigungen 
war in allen oppositionellen Dokumenten gegenwärtig. Bei Wegfall äußerer Bedro­
hung ergäbe sich die Chance einer Vereinigung von gesellschafdichem Eigentum 
und »bürgerlicher Geseltschaft~ .~7 Der von einer zentralistischen Kommandowirt­

schaft auf der Grundlage staaclichen Eigencums bcstimmre FrühsoLialismus ist 

jedenfalls in Europa gescheitert. Sozialismus ist heute nur noch möglich. wenn er 
wirkliches Volkseigentum mit Demokratie verbinde\. Solche Zielstellungen gab es 
nicht nur in Polen. sie spielen heute in der UdSSR eine entscheidende Rolle, waren 
auch in der siegreichen Volksb~weglmg der DDR im Herbst 1989 zunächst domi­

nant. Eine praktische Möglichkeit dcs demokratischen Sozialismus wird es in der 
DDR nicht mehr geben. in den osteuropäischen Ländern liegen die Dinge unter­
schiedlich. entscheidend wird die Entwicklung in der UdSSR sein. 
Die Theorie bleibt in jedem Fall gefordert. den Zusammenhang von Sozialismus und 
Demokratie in Vergangenheit. Gegenwan und Zukunft zu untersuchen . Das Schei­
tern des Frühsozialismus in Osreuropa zwingt zu der Schlußfolgerung, daß Sozialis­
mus ohne entwickelte Demokratie, ohne .bürgerliche Gesellschaft~, ohne Öffent­

lichkeit, ohne Rechtsstaat. ohne Gewaltenteilung gegenüber dem modernen Kapita­
lismus keine wirkliche Alternative ist. Kann aber Volkseigentum, kann Gemeinei­
gentum mit »bürgerlicher Gcsellschaft " vereint werden oder ist Kapitalismus der 

llnvenichtbarr Preis für "bürgerliche Gesellschaft«? 
F. Fukuyama hat kürzlich diese These auf den Begriff gebracht und den vollsüindi­
gen Sieg des ökonomischen und politischen Liberalismus, zu dem es keine wirkliche 
ideologische Alternative mehr gäbe, und damit das Ende der Geschichte verkündet . 
Noch vorhandene Widersprüche, etwa die schwarze Annut in den USA, seien kein 
Produkt des Liberalismus. sondern Erbe der Sklaverei und des Rassismus . Das Ende 
der Geschichee bedeute die Ersetzung des ideologischen Kampfes durch ökonomi­

sche Kalkulation und Lösung technischer Probleme. das Ende von Kunst und 
Philosophie, ihre Ersetzung durch Besorgung eines Museums menschlicher Ge­
schichte!! In einem Anikel von Z . in der Zeitschrift »Daedalus ,,- . verkürzt in der 
»New York Times« im Januar 1990 veröffentlicht. wurde in derselben Richtung die 
These verkUndet. daß niche nur der Leninismus, sondern auch dcr .weiche« 
Kommunismus gescheitert sei. E~ gäbe keinen dritten Weg zwischen Leninismus 

und Markt. zwischen Bolschewismus und konstitutioneller Rcgierung.'9 
S. Plechanow hielt dieser Auffassung entgegen, daß die Herausbildung der heutigen 
liberalen Demokratie des Westens Jahrzehnte, besser 1 ahrhundene gedauert h:ittc. 
Posdnjakow warf Fukuyama pedantisches Vorgehen. die Ausschaltung der mensch· 
lichen Entscheidungsfreiheit aus der Geschichte VOT. Nach Auffassung US-amerika-

K. M,,,, tiber S"~" E'gentum und R~chr, Ln: K. M'n<, Ikgrlindtr der S'UIS- und l\.echLSlheone der 
Arbcllerklo"f, ßulin '96ß, S. 8\. 

'7 A. Ar"o. Ci,·;! S<JcJ(·ty ag.m .. ,he S"te: Pol~nd 1980-8,. Telo1 198\ Nr. 47. S. " . S.4} ff. Zur welleren 
Enn"Jcklung vgl. D.O", 11,e Tronsformauon of Solid'rJI)' .nd the Fu,urt of Centr.l Europe, Telos 

1989 Nr.79. S. 7', S· 78 . 
• S F. Fukuy.m •• 11,c End o( H istory? Thc N~"onll (n'ertst, USA. Summ~r '989. S. j. S. 1 J. s. 9, S. 1 &. 
19 Nach Thc SnvL<'s T,·rmm.1 CmlS, Mn1co,,", News '990. Nr. 6. 
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nischer Kritiker verkennt Fukuyama, daß die Geschichte uns immer schreckliche 

Erbschaften hinterläßt, Bomben, die jeder,~eit und überall explodieren können 
(G . Himmelfarb), und daß die internation<1len Beziehungen auch weiterhin Bezie­
hungen von Starken und Schwachen sein werden, daß die Macht neue Formen 
annimmt, aber nicht zu existieren aufhört unä auch weiterhin eine Hierarchie jener 
definiert, die zählen und die nicht zählen (Srephen Semnovich).lo Gerade die 
heutige deutsche Wirklichkeit macht das für einen Sozi<1listen in schmerzhafter 
Weise deutlich. 
Fukuyama hat als gelreuer Schüler eines mißversrandenen Hegel einen bescimmten 
Zustand als Ziel und Ende der Geschichte bezeichnet. Aber jeder gelöste Wider­
spruch bringt neue Widerspruche hervor. Nichrs sprichc dafür, daß ein triumphie­
render Kapiulismus das letztc WOrt der Geschichte isr. Soll aber der Sozialismus zu 
einer wirklichen Alternative werden, so kann er das nur als demokratischer Sozialis­
mus. »Bürgerliche Gesellschaft«, Öffentlichkeit. Rechtsstaadichkeit bedürfen, und 
diese Erkenntnis von Marx bleibt, einer ökonomischen Grundlage. Auf staatlichem 
Eigentum beruhende Allmacht zentraler Leitung schließt sie aus. Diese ökonomi­
sche Fundierung aber muß nicht die Domin<Ulz des kapitalistischen Eigentums sein, 
Wirkliches Volkseigenrum, das Regulierung eines demokratischen Sta.lles mit be­

trieblicher Demokratie und Markt verbindet und mit Privateigentum im Wettbe­
werb steht, bleibt als Altcrnative. als Ideal und als Bewegung derer, die für dieses 
Ideal von ihren Interessen her eintreten und dafür Demokratie brauchen . Letzter 
Zweck des Sozialismus ist die Entfaltung der Persönlichkeit. ist eine Gesellschaft, in 

der der Mensch. wie Marx schrieb, das höchste Wesen für den Menschen ist, in der 
der kategorische Imperativ gilt, »alle Verhältnisse umLuwerfcn. in denen der 
Mensch ein erniedrigtes. ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen 
ist«.!' Der Weg der Demokratie bleibt der Weg des Kampfes gegen Allmacht des 
Privateigentums und des Staates gleichermaßen. 

JO S. Plffhanow. Dogma vCr.;u, Rc.li<y. ebend.; E. Posdnp.kow •• The End 01 His,ory'" M05COW N~ws 

'990 Nr. 1. Re$pooses 10 Fukuy:un~. Th< N'II"oa!lnlat<1 (Fn.l8). $. >6. S. Hf. 
3' MEW Bd. I, S. lSS. 
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